
Beglaubigte Abschrift

Oberlandesgericht Bamberg

Az: 8EK2/19

ln Sachen

.............​...........​.................... ​....​...........​...........
- Antragsteller -

gegen

Freistaat Bayern, vertreten durch d. Landesamt für Finanzen - Dienststelle Würzburg, 
Weißenburgstraße 8, 97082 Würzburg
- Antragsgegner -

wegen Entschädigungsklage gemäß § 198 ff. GVG

erlässt das Oberlandesgericht Bamberg - 8. Zivilsenat - durch den Vorsitzenden Richter am 

Oberlandesgericht Burghardt, den Richter am Oberlandesgericht Brößler und den Richter am 

Oberlandesgericht Schommartz am 15.04.2019 folgenden

Beschluss

I. Der Antrag des Antragstellers, ihm für die Durchführung eines Entschädigungsklageverfah­

rens Prozesskostenhilfe zu gewähren, wird zurückgewiesen.

II. Das Verfahren ist gerichtsgebührenfrei; außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet.

III. Die Rechtsbeschwerde wird nicht zugelassen.

Gründe:

Der Antragsteller begehrt mit Schreiben vom 15.03.2019 ein weiteres Mal Prozesskostenhilfe für 

ein beabsichtigtes Klageverfahren, mit dem er gegen den Beklagten einen Anspruch auf Entschä­

digung wegen überlanger Dauer eines Verfahrens zur Erstattung von Reisekosten zum Hauptver-
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handlungstermin am 12.03.2014 bei dem Amtsgericht Coburg, Az.: 3 Cs 123 Js 10673/12, einfor- 

dern möchte.

Gegen den Antragsteller war vor dem Amtsgericht Coburg unter dem Az.: 3 Cs 123 Js 10673/12 

ein Strafverfahren wegen Beleidigung geführt worden. Nachdem der Antragsteller gegen den ge­

gen ihn erlassenen Strafbefehl Einspruch eingelegt hatte, war vom zuständigen Richter ein 

Hauptverhandlungstermin auf den 12.03.2014 anberaumt worden.

Der Antragsteller hatte daraufhin unter Verwendung des Formblatts „Entschädigung für Zeugen 

und Verfahrensbeteiligte“ am 07.03.2014, eingegangen beim Amtsgericht Coburg am 12.03.2014, 

Erstattung der ihm durch die Wahrnehmung des Hauptverhandlungstermins entstandenen Kos­

ten in Höhe von insgesamt 216,00 Euro beantragt. Mit Schreiben vom 26.05.2014 wies die zu­

ständige Rechtspflegerin den Antragsteller darauf hin, dass er als Angeklagter nicht zu den An­

spruchsberechtigten nach § 1 JVEG gehöre und zudem eine nachträgliche Kostenerstattung 

nicht möglich sei.

Hiergegen legte der Antragsteller mit Schreiben vom 02.06.2014 Beschwerde ein und verwies 

darauf, dass einem mittellosen Beschuldigten nach der bundeseinheitlichen Neufassung der Be­

stimmungen über die Gewährung von Reiseentschädigungen, die die Landesjustizverwaltungen 

einheitlich beschlossen hätten, auf Antrag hin Mittel für die Reise zum Ort einer Verhandlung und 

für die Rückreise zu gewähren seien. Die Beschwerde wurde vom Landgericht Coburg als unbe­

gründet verworfen und der Beschwerdeführer (hiesiger Antragsteller) mit den Kosten seines er­

folglosen Rechtsmittels belastet. Der Antragsteller hält diese mit Rechtsmitteln nicht mehr an­

greifbare Entscheidung für in der Sache falsch und hat beim Amtsgericht Coburg zahlreiche Ver­

zögerungsrügen und -beschwerden erhoben.

II.

Dem erneut gestellten Antrag auf Gewährung von Prozesskostenhilfe war nicht stattzugeben, da 

die zum wiederholten Male beabsichtigte Entschädigungsklage erneut keine Aussicht auf Erfolg 

hat (§ 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO).

Der Senat weist insoweit auf die dem Antragsteller bekannte, ausführlich begründete Entschei­

dung des Senats vom 11.11.2015, Az. 8 EK 51/15, über seinen Prozesskostenhilfeantrag vom 

21.10.2015 hin. An der dort dargelegten Rechtslage hat sich nichts geändert. Der Senat hat in
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 die41522sem Beschluss ausgeführt, dass das Verfahren zur Gewährung von Reisekosten nach der 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz über die „Gewährung von Rei­

seentschädigungen“ (Abschnitt II Nr. 2 der JMB vom 14.06.2006, JMBI. S. 90) nicht dem Anwen­

dungsbereich des § 198 GVG unterfällt. Der Gesetzgeber hat mit der Schaffung der §§ 198 ff. 

GVG keinen Rechtsbehelf zur Verfügung gestellt, der bei jedweder Antragstellung eines Betroffe­

nen, immer dann wenn es nicht zu seiner Zufriedenheit verbeschieden wird, greift.

III

Die Entscheidung ist gerichtsgebührenfrei; außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet (§118 

Abs. 1 Satz 4 ZPO).

Die Rechtsbeschwerde ist nicht zuzulassen. Weder hat die Rechtssache grundsätzliche Bedeu­

tung noch erfordert die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtspre­

chung eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdegerichts (§ 574 Abs. 2 ZPO).

gez.

Burghardt
Vorsitzender Richter 

am Oberlandesgericht

Brößler
Richter

am Oberlandesgericht

Schommartz
Richter

am Oberlandesgericht

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Bamberg, 18.04.2019

Strohhöfer, JAng
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt 
- ohne Unterschrift gültig


